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Diskussion

Andreas Epple
Sascha Zander

Im Anschluss an die Referate bestand die Möglichkeit, beide Refe-
renten zu Einzelaspekten zu befragen und ihre Einschätzungen zu-
spitzen zu lassen. Dies erfolgte zunächst auf dem Podium durch den 
Moderator Prof. Urs Kohlbrenner, danach durch das Publikum. 

Die Projekte, für die die beiden Referenten stehen, sind von unter-
schiedlicher Größenordnung. 

Andreas Epple beschrieb seine Herangehensweise wie folgt:

–	 Analyse möglicher Kundenwünsche (welche Klientel könnte sich 
für den Ort in der Stadt interessieren, was sind Bedarfe und Be-
dürfnisse, was können sie bezahlen?),

–	 Formulierung der „Befriedigungsidee“ und des Kostenrahmens,
–	 Entwurf.

während Zanderoth-Architekten eher von der entwurflichen Sei-
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te her kommen und zunächst gestalterische Eckpunkte festlegen  
würden. Nachhaltigkeit und Effizienz – in wirtschaftlichem Sinne – 
seien in beiden Fällen bei kleinen Projekten wie bei großen möglich 
und nötig.

Auf die Frage, wo bei diesen Projekten der Partizipationsanspruch 
verwirklicht würde, wenn der Architekt den städtebaulichen und 
architektonischen Rahmen vorgäbe, betonten beide Referenten, 
dass die Berücksichtigung der Käuferwünsche und die Abstimmung 
hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen Möglichkeiten einen intensiven 
Beteiligungsprozess darstellte.

Sascha Zander betreibt mit vielen seiner Projekte, so auch den vor-
gestellten, Stadtreparatur in der Kulisse des Berliner Baublockes. 
Diesen sieht er als notwendigen Hintergrund, der als Orientierung 
benötigt wird, den er aber nicht kopieren will und kann. Dafür seien 
die Projekte und die Bedürfnisse der zukünftigen Nutzer zu individu-
ell. Der jeweiligen Situation von Bewohnern und Bauort angepasste 
Lösungen seien erforderlich.

Der „Standard“ – in Berlin wie Stuttgart – sollte, so Urs Kohlbren-
ner, von diesen individuellen Lösungen lernen.

Einen gewichtigen Teil der Referate nahm die Eigentumsfrage ein. 
Das von Andreas Epple auch im Kontext von S  21 vorgeschlagene 
Erbbaurechtsmodell, so der Moderator wie auch Stimmen aus dem 
Publikum, dürfte sicherlich gerade „bei den Schwaben“ nicht auf viel 
Gegenliebe stoßen. Urs Kohlbrenner ergänzte seine Einschätzung 
mit der Frage, welchen Betrag eine Stiftung zur Sicherung der Quar-
tiersentwicklung haben könne, wo doch die Grundstücke ohnehin in 
kommunaler Hand seien.

Andreas Epple war in seinen Antworten eindeutig. Das Erbbau-
rechtsmodell wird von vielen mit der Frage: „Und was ist nach 99 
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Jahren?“ abgelehnt. Dies sei irrational, weil nicht einmal die Kinder 
und ihre Erberwartung in Konflikt mit diesem Zeitraum kämen. Dar-
über hinaus würde sich auch in Deutschland der Trend zeigen, dass 
Eigentum immer weniger „für die Ewigkeit“ erworben wird, sondern  
eine Zwischenstation darstellt. Er habe ausgesprochen gute Erfah- 
rungen mit Projekten im Erbbaurecht gemacht. Darüber hinaus: 
Wenn der Markt nur das Erbbaurecht anbietet, wird es auch akzep-
tiert werden – so wie in anderen Städten und Ländern auch. Selbst 
in Stuttgart!

Der Leiter der Abteilung Stadtentwicklung Stuttgart, Dr. Hermann-
Lambert Oediger, bestätigte diese Einschätzung mit dem Hinweis, 
dass im Rahmen des SIM – Stuttgarter Innenstadtentwicklungs-
modell – auch über Formen des Erbbaurechts nachgedacht werden 
würde. Damit könnte Bauen erschwinglicher werden. Darüber hin-
aus erlaubte das Erbbaurecht, dass die Stadt auch zukünftig in der 
Lage sei, die Entwicklung der Quartiere besser zu steuern als bei 
einem Abverkauf. Eine Stiftung könnte – besser als die Verwaltung 
– langfristig steuernd wirken, quasi als eine Art Quartiersmanage-
ment – sowohl immobilienwirtschaftlich wie sozial.

Dr. Hermann-Lambert Oediger wies bei dieser Gelegenheit auch da-
rauf hin, dass das SIM-Modell aus städtischer Sicht ein ausgewo-
genes Modell der Steuerung darstellte und – anders als es Stimmen 
aus der Immobilienwirtschaft sehen – auch nicht überproportional 
Kosten auf die privaten Eigentümer und die Entwickler abwälze. 
Durch die im Sinn enthaltene Erprobungsphase und das Monitoring 
seien darüber hinaus Nachjustierungen möglich.

Zur Frage nach Kleinteiligkeit und sozialer Durchmischung äußern 
beide Referenten unterschiedliche Einschätzungen. Das Bebauen 
für Baugruppen sei – so Sascha Zander – keine Vertreibung, keine 
Gentrifizierung. Er verweist vielmehr auf Abschreibungsmodelle, die 
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in Berlin zu explosionsartigen Preiserhöhungen geführt hätten. Die 
Baugruppen als Einzelprojekte hätten diesen Effekt nicht.

Andreas Epple betont, dass die Formel von der „Durchmischung“ 
nichts mit dem Ziel von Identität der Stadtteile zu tun habe. Unter-
schiedlichkeit mache Stadtteile erst interessant. Im gegebenen gro-
ßen Rahmen seien dann auf der Ebene der Parzelle unterschiedliche 
Lösungen denkbar. Eine wirkungsvolle Gesamtsteuerung, z.B. durch 
eine Stiftung und das Erbbaurecht, könnten eine nachhaltige Ent-
wicklung und Weiterentwicklung eines Gebietes auch noch lange 
nach der Fertigstellung ermöglichen. Dieser Einschätzung schließt 
sich Sascha Zander an, der die Berliner Linie, über den Liegen-
schaftsfonds möglichst alle städtischen Grundstücke zu verkaufen, 
als kurzsichtig einstuft. Die kurzfristigen Einnahmen gehen auf Kos-
ten langfristiger Steuerungsmöglichkeiten.

Aus dem Publikum wird das Thema Stiftung ergänzt durch den Hin-
weis, dass damit intransparenten politischen Entscheidungen bes-
ser entgegengewirkt werden könnte. 

Urs Kohlbrenner betont in seinem Schlusswort drei Aspekte:

1.	Es gibt nicht das Patentrezept. Die unterschiedlichen Herausfor-
derungen – räumlich, wirtschaftlich und sozial – erfordern unter-
schiedliche Antworten. Experimentelles Vorgehen, das Erproben 
neuer Wege, ist dabei stets wichtig.

2.	Vor der Auseinandersetzung mit Fragen wie Kleinteiligkeit und 
Nutzungsmischung dürfen grundsätzliche Fragen der Boden- 
politik und der Sicherung einer nachhaltigen, langfristigen Ent-
wicklung der Stadtteile und Wohnungsbestände nicht ausgelas-
sen werden.

3.	Die Wirtschaftlichkeit ist für alle Modelle und Projekte – egal ob 
groß oder klein – ein unverzichtbarer Eckpunkt.

Stadt und Leben / Diskussion



70 71

Gelungene Gestaltung und Aneignung der Hafenpromenade Split, Kroatien. 
Das Riva Split Waterfront Project wurde zwischen 2005 und 2007 vom  
Studio 3 LHD in Kroatien realisiert.  
Es kombiniert ästhetischen Anspruch mit einer Gestaltung, die spontane  
Kommunikation ebenso ermöglicht wie ein Neben- und Miteinander von Touristen 
und Bewohnern der kroatischen Hafenstadt. 

Veranstaltung am 03.05.2011

Dr. Sabine Knierbein
Leiterin des Interdisciplinary Centre for Urban Culture  
and Public Space (SKuOR) an der Fakultät für Architektur und 
Raumplanung der TU Wien

Öffentliche Räume. Stadtkulturelle  
Herausforderungen zwischen Gestalt-
qualität und gesellschaftlichem Wandel

Orte, an denen sich öffentliches Leben entfaltet.

Öffentliche Räume sind jene Orte in den Städten, an denen sich öf-
fentliches Leben entfaltet. Sie sind Ausdruck, Nährboden und Kata-
lysatoren gesellschaftlichen Wandels, der sich hier in veränderten 
gestalterischen Avancen, strategischen symbolischen Programmie-
rungen sowie in diversen kulturellen Praktiken manifestiert. Konflikt 
ist ihnen gleichsam eingeschrieben wie Innovation, denn sie sind per 
se komplexe städtische Prozesse, in denen unterschiedlichste indivi-
duelle und kollektive Interessen aufeinander treffen. Von verschie-
denen Disziplinen werden sie ganz unterschiedlich und  mancherorts 
gemäß gewisser Ressort-Logiken fragmentiert und filetiert betrach-
tet. Die Urbanistik (Stadtforschung) versucht hier, Brücken zwi-
schen planerisch-gestalterischen und gesellschaftswissenschaft- 
lichen Herangehensweisen zu etablieren.

Stadt und Freiraum / Sabine Knierbein

Räume – Freiräume. Denkräume. Öffentliche Räume.

In der Stadtentwicklung befassen sich Landschaftsarchitektur, Städ-
tebau und Stadtplanung speziell mit öffentlichen Räumen: Bei nähe-
rer Betrachtung ergeben sich bereits manifeste Unterschiede zwi-
schen ihren Ansätzen. Das, was in Schwarzplänen weder schwarz 
noch privat ist, wird häufig als ‘leerer Raum’, ‘Freiraum’ oder ‘Raum 
zwischen den Gebäuden’ bezeichnet. Für die Landschaftsarchitektur 
kommt hier aufgrund des stetigen Umgangs mit lebenden Materia-
lien das Denken in Entwicklungsstadien und Sukzessionsszenarien 
hinzu: Freiraum ist also ein räumlicher Prozess und ein gestalteri-
sches Produkt. Stadtplanende hingegen messen den Besitzrechten 
und der Verfügungsgewalt über eine Fläche große Relevanz zu, der 
Unterschied zwischen öffentlich und privat tritt hier in den Vorder-
grund, ebenso, wie die hoheitliche Rolle des Staates bei der Bereit-
stellung von städtischen Räumen mit offenem Zugang. Öffentlicher 
Raum ist hier also an besondere rechtliche Weichenstellungen ge-
koppelt. In diesen Disziplinen entstehen jene Orte, an denen sich 
öffentliches Leben entfalten soll, aber zunächst in den Köpfen. Hier 
entstehen Projektionen und Visionen je nach professioneller und 
biographischer Prägung der Denkenden, die den öffentlichen Räu-
men Wünsche und Werthaltungen einschreiben. Gestalterinnen und 
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Menschen – Freiraumpolitik. Stadtpolitik.  
Politik des öffentlichen Raumes.

Wer produziert also den öffentlichen Raum? Neben Planenden und 
Gestaltenden sind hier an erster Stelle all jene Bürger, Bewohner 
und Besucher zu nennen, die durch ihr facettenreiches Handeln dazu 
beitragen, dass sich öffentliches Leben überhaupt im Alltäglichen 
entfaltet. Bevor aber überhaupt ein Planer den ersten Stift auf Papier 
setzt, eine Gestalterin die ersten Vektoren in den Computer tippt, 
entstehen Visionen, Programme und Pamphlete auf politischer Ebe-
ne. Mit dem Blick auf jüngere stadtentwicklungspolitische Trends 
in Barcelona, Lyon, Berlin, Kopenhagen, in Wien und Stuttgart wird 
deutlich, dass Politikprogramme, die städtische Straßen und Plätze 
im Sinne einer Freiraumpolitik betreffen, in den europäischen Met-
ropolen heute eher die Regel, denn Ausnahme sind. 

Woher aber kommt dieses neue Interesse an den Orten, an denen 
sich öffentliches Leben entfaltet? Besteht hier allein ein Zusammen-
hang des kreativen Wunsches nach Überkommen der städtebauli-
chen Moderne mit ihrer Funktionentrennung und ihrem Flächenbe-
zug? Es ist offensichtlich, dass dies nicht das einzige Argument sein 
kann, warum Staat, aber auch Märkte und Zivilgesellschaft öffent-

Planer haben gelernt, diese Denkräume in Materielles zu überset-
zen, ihre Idee wird nach und nach in Stadtform gegossen und vom 
Utopischen auf das Mögliche adaptiert. 

Auf den Straßen unserer Städte aber entfaltet sich tagtäglich öf-
fentliches Leben in seiner Banalität und Alltäglichkeit. Soziologen 
etwa sprechen hier von Soziabilität, jener Fähigkeit, neue soziale 
Beziehungen etablieren und entwickeln zu können. Öffentliche Räu-
me bieten sich als Sphären der Soziabilität an, weil hier geplante 
und spontane Begegnungen tagtäglich stattfinden, und Bürger das 
Akzeptieren von Unterschieden und von Andersartigkeit im Span-
nungsfeld zwischen Vertrautheit und Anonymität quasi beiläufig 
erlernen können. Dabei gehen Forschende nicht davon aus, dass 
in öffentlichen Räumen ständig Harmonie herrscht oder dass Inte-
gration oder Demokratie hier ganz automatisch funktionieren. Oft 
kommen recht nüchterne Sichtweisen zur Anwendung, denn wo sich 
öffentliches Leben entfaltet, treffen verschiedenste Meinungen und 
Motivationen aufeinander, und soziale Abgrenzung von Individuen 
oder von Gruppen zu anderen wird bis zu einem gewissen Grad als 
normal eingestuft. Konflikt und Dissens erscheinen in öffentlichen 
Räumen aus gesellschaftswissenschaftlicher Perspektive daher ge-
gebener, als Übereinkunft und Einigkeit.

Jedoch, und hier herrscht wohl der Konsens in den Sozialwissen-
schaften, ist von materiellen Orten in der Stadt die Rede, deren 
Öffentlichkeit sich bunt und vielfältig zeigt und wo nahezu alle 
Bevölkerungsgruppen vertreten sind, die Rede ist von den heraus-
ragenden Schauplätzen (groß)städtischer Öffentlichkeit (vgl. Eckel 
1998, 94). Allein die euklidisch-geometrische Konzeption des öffent-
lichen Raumes als eines offen zugänglichen gebauten Raumes hält 
einer empirischen Überprüfung nicht stand. Genauso wenig erschei-
nen metaräumliche, sozialphilosophische Definitionen öffentlicher 
Sphären allein hilfreich zur Klärung der Frage, wie Stadtentwick-
lungspolitik konkret stadtgestalterisch sedimentiert. Es erscheint 
daher notwendig, einen Brückenschlag zwischen Morphologie und 
gesellschaftlichen Prozessen zu vollziehen, um öffentliche Räume 
annäherungsweise ganzheitlich zu verstehen. Dies bedeutet, eine 
Gratwanderung zwischen baulichem Produkt und gesellschaftlichen 
Produktionsprozessen zu begehen. Dieser Spannungsbogen lässt 
sich idealerweise über die Produzenten – die Menschen – in seinen 
Nuancen nachvollziehen.

Alltägliche und spontane Begegnungen im Wiener Augarten, Österreich. 
Öffentliche Räume sind jene Orte, an denen sich öffentliches Leben quasi  
beiläufig entfaltet. Sie prägen das Lebensumfeld der Städte, ihre Empfindungen 
und Erfahrungen. Sie sind Kultur- und Allgemeingüter, die manche spontane  
Begegnung mit Anderen, und damit Lernprozesse, ermöglichen.  
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nen für die Rechte gleichgeschlechtlicher Paare von Rechtsradikalen  
attackiert, Menschen werden verletzt und eingeschüchtert. In Paris 
brennen Autos in den öffentlichen Räumen der Vororte. Diese Skizze 
verdeutlicht, dass Menschen aus ganz unterschiedlichen Beweg-
gründen auf die Straße gehen, dass öffentliche Räume – entgegen 
aller Kassandrarufe in den 1980er Jahren – wieder als Sphäre der 
Re-Politisierung zivilgesellschaftlicher Anliegen dienen. Dem gesell-
schaftlichen Konflikt ist hier auch immer die Chance auf zivilgesell-
schaftliche Emanzipation durch bürgerliche Selbstorganisation und 
Mobilisierung der Ideen, Ressourcen und Motivationen idealtypisch 
eingeschrieben. Gleichermaßen eröffnen öffentliche Räume die 
Möglichkeit für die politischen Vertreter des Volkssouveräns, poli-
tische Agenden zu überprüfen, zu verwerfen oder neu zu justieren, 
will man der Innovationskraft von Städten ebenfalls das Attribut 
sozial einschreiben. 

Einerseits haben also die Märkte die wirtschaftlichen Potenziale öf-
fentlicher Räume wieder für sich entdeckt. Andererseits bahnt sich 
zivilgesellschaftlicher Unmut in vielen Städten Europas und darü-

liche Räume als Handlungssphären neu entdecken. Es sind vielmehr 
ganz unterschiedliche Facetten gesellschaftlichen Wandels wie 
etwa die Extrovertierung der Lebensstile (Erlebniskonsum im städti-
schen Freiraum), die Veränderung von Arbeitsmärkten (Hinwendung 
zu Dienstleistungen), Veränderungen der Kommunikation (Aufkom-
men der neuen Medien), aber auch der Wandel des Verhaltens von 
Verbrauchern (hybride Bio-Verbraucher mit Vielfliegermeilenkonten), 
die den Strukturwandel der Städte ganz allgemein seit ca. drei De-
kaden prägen. Und es ist eine neue Phase der Ökonomisierung der 
Stadtentwicklung, in der die Stadt als Unternehmerin dem in der 
Stadtforschung eindringlich kritisierten Leitbild der Entrepreneurial 
City oftmals blindlings Folge leistet. 

Standortwettbewerb, Outsourcing, Public Private Partnership, New 
Public Management sowie der jüngere Hype um das City Branding 
verweisen auf den gegenwärtigen, privatwirtschaftlich anmuten-
den Wettbewerb der Städte um Aufmerksamkeit. Im Zuge dieses 
Wettbewerbs gewinnen öffentliche Räume medienökonomische 
Bedeutung, weil Informationen sich hier mit Publizität versehen 
lassen. Auch andere Wege der Bewirtschaftung verweisen auf die 
umstrittene Rolle öffentlichen Güter als wirtschaftliche Assets. 
Denn in Zeiten des Umbruchs eignet sich das Kapital das Öffentli-
che an, da sich hier hohe Wertschöpfungsraten erzielen lassen. Ein 
besonders markantes Beispiel für dieses Phänomen ist das Beispiel 
des wachsenden Oligopols der Außenwerbefirmen (z.B. JC Decaux, 
ClearChannel oder Wall AG), die mittlerweile lokale Publizität in 
städtischen öffentlichen Räumen zu einem weltweit agierenden 
Medienmarkt zusammengeschlossen haben (Knierbein 2010). Es 
gibt darüber hinaus noch viele weitere Beispiele neuer Wertschöp-
fungstrategien und -interessen in öffentlichen Räumen.

Diesen steht in der letzten Dekade zivilgesellschaftliches Aufbegeh-
ren in öffentlichen Räumen weltweit entgegen. In Kairo richten sich 
öffentliche Proteste gegen das nationalstaatliche Regime, Bürger 
fordern einen generellen gesellschaftspolitischen Wandel und stre-
ben nach Demokratie. Proteste in öffentlichen Räumen richten sich 
gegen Städtebau- und Raumplanungspolitik in Stuttgart. Im Berliner 
Spreebogen geht es um unterschiedliche gesellschaftspolitische 
Themen (Atomkraftausstiege, Verbraucherschutz und Landwirt-
schaft, etc.), um österreichische und europäische Bildungspolitik in 
Wien. In Athen geht es gegen die Finanzkrise und den Arbeitsplatz-
verlust, in London gegen Studiengebühren und in Madrid gegen die 
Verletzung von Grundrechten und die drohende Wirtschaftskrise 
Spaniens. In Budapest und Belgrad werden friedliche Demonstratio-

Wertschöpfung in öffentlichen Räumen auf dem Berliner Alexanderplatz,  
Deutschland. 
Im Zuge des Strukturwandels der Städte rücken öffentliche Räume wieder in den 
Blick der Wirtschaft. Ein global agierendes Oligopol aus Out-of-Home Firmen  
(vormals Außenwerbung) entwickelt ein neues Geschäftsmodell in öffentlichen 
Räumen. Berlin dient als Brutstätte für Marktexplorationen der Wall AG, die 
gestalterisch veredelte Toiletten (und andere Produktive und Services) gegen den 
öffentlichen Zugriff auf Informationsvermarktung im öffentlichen Raum „tauscht“. 
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Denn öffentliche Räume haben eine stadtgesellschaftliche und ge-
sellschaftspolitische Funktion als Schauplätze gesellschaftlicher 
Spannungen, die deutlich wird, wenn die Beziehungen zwischen Be-
günstigten und Benachteiligten in kritische Schieflage geraten. Sie 
sind Seismographen einer gelebten Demokratie, von daher bedürfen 
sie auch weiterhin des besonderen Schutzes durch staatliche Regu-
lierungen zugunsten ihres allgemeinen Gebrauchswertes. Denn in 
demokratisch verfassten Gesellschaften hat politische Regulierung 
die Aufgabe eines reagierenden Korrektivs. Sofern sich Architekten 
und Planerinnen (politisch beauftragt) fein- und scharfsinnig mit öf-
fentlichen Räumen in den Städten kreativ auseinandersetzen, geht 
es jedenfalls um respektvolle bauliche Übersetzung des demokra-
tischen Verfassungsauftrags, fernab der unbedeutenden Frage, ob 
das der derzeit gängigen prominenten Mentalität von wirtschaftlich 
effizienten Projektlebenszyklen entspricht oder nicht. 

Dialektik. Gestaltungsprozesse und Prozessgestaltung.

Was bedeutet dies konkret für die Zunft der Gestaltenden? – Die 
Angst vor langwierigen Partizipationsprozessen und dem gestal-
terischen Durchwurschteln ist unter kreativen Freigeistern stark 
verbreitet. Darf man starke gestalterische Vorgaben für öffentliche 
Räume machen? Natürlich darf man, auch weiterhin. Man sollte 
dann bereits während der Vorentwurfsphase reflexionskompetent 
sein und gesellschaftliche Reaktionen hinsichtlich dieser starken 
Gestaltvorgaben ernst nehmen, und durch Veränderungen des Ent-
wurfs zeitnah auf sie eingehen. Verwerfen ist nicht verwerflich und 
die Expertise des Alltagslebens in öffentlichen Räumen erscheint 
unentbehrlich. Nicht die Frage, was Bürger, Bewohner und Besucher 
von den Gestaltergebnissen lernen können erscheint dringlich, son-
dern jene, was Landschaftsarchitektur, Stadtplanung und Städtebau 
aus Orten, an den sich öffentliches Leben mal still und halbwegs 
friedlich, mal laut und kontrovers entfaltet, für Lehren ziehen. Fer-
ner muss auch Stadtentwicklungspolitik durch fachpolitische Posi-
tionierungen gefordert werden: Planende und Gestaltende gelten 
immer wieder als Visionäre und Impulsgeber für mögliche Lösungen 
auf drängende Herausforderungen der Stadtentwicklungspolitik. Es 
erscheint sinnvoll, Gestaltungsprozesse stärker mit Prozessgestal-
tungen zu verknüpfen und mit Hilfe von E-Democracy schnell rea-
lisierbare Feedbackmechanismen planungsrechtlich zu verankern. 
Dazu aber ist Erkenntnisgewinn über gesellschaftlichen Wandel in 
öffentlichen Räumen nötig, um den jeweiligen Gegenstand politi-
scher Regulierung – und dessen Wandel – zu verstehen. 

ber hinaus wieder verstärkt den Weg auf die Straße. Diese beiden 
Phänomene erscheinen intrinsisch miteinander verstrickt. Sie wer-
fen Fragen nach der Haltung staatlicher Akteure und Institutionen 
auf, generell in Bezug auf die Ziele der Stadtpolitik und speziell auf 
ihre politischen Programme und Strategien hinsichtlich öffentlicher 
Räume. Denn die Verfasser stadtentwicklungspolitischer Agenden 
versuchen mancherorts nicht selten, schier unvereinbare Politikziele 
miteinander in öffentlichen Räumen in Einklang zu bringen: Das wirt-
schaftsfreundliche Streben nach der Positionierung der jeweiligen 
Stadt im viel zitierten urbanen Standortwettbewerb einerseits und 
die gesellschaftspolitischen Bemühungen um den sozialen Zusam-
menhalt in zunehmend bunter werdenden Mittelstädten und Metro-
polen andererseits.

Politikziele – Sozialer Zusammenhalt.  
Standortwettbewerb. Verfassungsauftrag?

Wie aber ist dieser schwierige politische Balanceakt zu realisieren, 
wenn man berücksichtigt, dass öffentliche Räume Kultur- und Ge-
meingüter der Bevölkerung darstellen, und damit auch immateriellen 
und symbolischen Charakter besitzen? Es geht hier also eindeutig 
auch um symbolische Werte, denn öffentlichen Räumen wie dem 
Stuttgarter Stadtpark oder auch dem Mı̄dān at-Tah· rı̄r Platz in Kairo 
sind unterschiedliche geschichtliche und kulturelle Assoziationen 
eingeschrieben. Dies betrifft Erlebnisse und Erfahrungen, die etwa 
die ältere Generation mit diesen Orten verbinden, gleichwie die 
veränderte Rolle öffentlicher Räume im Verlauf der weiteren Stadt-
entwicklungsgeschichte. Es betrifft ihren Gebrauchswert. Materi-
elle Eingriffe, so gut und so rechtlich abgesichert wie sie auch sein 
mögen, können ggf. massiv in die alltägliche Entfaltung öffentlichen 
Lebens eingreifen. Sie können perspektivisch gleichermaßen auch 
neue Bedeutungsebenen schaffen, andere Möglichkeiten der Aneig-
nung offerieren. 

Es gilt, hier den Fokus zurück auf die Motivationen zu verlagern, die 
die Politik antreibt, öffentliche Räume in den Städten zu entwickeln: 
Eine sensible politische Abwägung (Regulierung) zwischen ihrer 
Rolle als Vehikel des wirtschaftlichen Standortwettbewerbs oder 
als Katalysatoren für den sozialen Zusammenhalt muss ihre imma-
teriellen, symbolischen Werte als Kultur- und Gemeingut einbinden. 
Damit fußt das Ergebnis der Abwägung im Rahmen einer sanften 
Politik des öffentlichen Raumes in jedem Falle stärker auf stadtkul-
turellen Aspekten des lokalen Zusammenhalts, als auf der Prämisse 
des wirtschaftlich effizienten Strebens nach Wachstum. 
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Öffentliche Räume als stadtpolitische Chance.

Abschließend steht hier neben der kritischen Betrachtung vielfälti-
ger sozialer Spannungen auf den öffentlichen Straßen und Plätzen 
und der eindringlichen Kritik an einer sozial wenig sensibel erschei-
nenden Priorisierung des Politikziels des Standortwettbewerbs 
ein Plädoyer für eine Stadtpolitik, die öffentliche Räume als stadt-
politische Chance begreift und ernst nimmt: Denn Orte, an denen 
sich öffentliches Leben entfaltet, ermöglichen das dialektische 
Aushandeln von ganz unterschiedlichen, teilweise gegensätzlichen 
Interessen im Alltäglichen. Hier können Konflikte produktiv gewen-
det werden, um daraus im Idealfall soziale Innovation entstehen zu 
lassen. Sie haben eine materielle wie auch symbolische Dimension 
und verbinden das konkrete Stadtleben mit abstraktem Raumverste-
hen. Sie sind aber in jedem Fall stadtkulturell sensible Sphären und 
haben in demokratisch verfassten Staaten eine Bedeutung für die 
fachpolitische Übersetzung des demokratischen Verfassungsauf-
trags. Dies gilt dann in ganz besonderen Maße für Stadtplanende 
und Stadtgestaltende, wenn sich zivilgesellschaftlicher Protest im 
öffentlichen Raum gegen städtebauliche und regionalplanerische 
Interventionen richtet.

Es liegt an uns, diese notwendige Gratwanderung kritisch zu reflek-
tieren und das kontroverse Aushandeln der vielfältigen Ansprüche 
an öffentliche Räume als beständigem Balanceakt kreativ zu för-
dern! Es ist Aufgabe der Politik, normative Weichenstellungen im 
Sinne des demokratischen Verfassungsauftrags transparent und in 
stetiger Rückkopplung mit der Stadtgesellschaft zu setzen. Denn 
stadtpolitische Regulierung im Sinne einer sanften und sozial be-
hutsamen Politik des öffentlichen Raumes versteht Gestalt- und 
Prozessqualität als Grundvoraussetzung für eine von innen heraus 
gewachsene Standortqualität der Städte.

Bibliographie: 
Eckel, Eva-Maria (1998) Individuum und Stadtraum: öffentliches Verhalten im 
Wandel. Wiesbaden. Deutscher Universitätsverlag.

Knierbein, Sabine (2010) Die Produktion zentraler öffentlicher Räume in der  
Aufmerksamkeitsökonomie. Ästhetische,ökonomische und mediale Restrukturie-
rungen durch gestaltwirksame Koalitionen am Beispiel Berlin seit 1980.  
VS Verlag für Sozialwissenschaften. Wiesbaden
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Balanceakt. Stadt erforschen und Stadt gestalten. 

Um den Brückenschlag zwischen Stadtforschung, Stadtgestaltung 
und -planung dauerhaft zu etablieren, sind dialektische Herange-
hensweisen zwischen Theorieproduktion (know why) und Praxis-
erfahrung (know how) hilfreich. Stadt gestalten bedeutet, Ideen-
produktion im Team zu betreiben, andere Perspektiven sinnvoll ein- 
zubinden und produktive Anschlussstellen über Ressort-Rationalitä-
ten und Disziplinenlogiken hinaus zu finden. Es gilt, Städte und Orte 
kulturhistorisch sensibel und gleichzeitig mit einer Offenheit für 
Neues und Innovatives zu entwickeln. Bezogen auf die Entwicklung 
öffentlicher Räume ist immer auch der Kontext wichtig, will man 
sie in ihrer Rolle als Seismographen für fortlaufenden gesellschaft-
lichen Wandel in den Städten ernst nehmen. Hilfreich erscheint hier 
eine stärkere Annäherung zwischen Theorie und Praxis zum öffent-
lichen Raum, kurz, das Überkommen alter Grabenkämpfe zwischen 
Erkenntnis und Kreativität. Da Vielfalt und Andersartigkeit dem öf-
fentlichen Raum als wissenschaftlichem Gegenstand innewohnen, 
bedeutet dies auch methodisch ein Plädoyer für Methodenmix und 
Querdenken, auch zwischen theoretischer Abstraktion und prakti-
scher Konkretisierung. Auch Formensprache beinhaltet Abstraktion, 
gleichwie Forschung zum öffentlichen Raum oftmals sehr konkret 
gesellschaftlichen Wandel materiell aufzeigen kann. 
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Freiraum schafft Stadtraum: 
Plädoyer für eine neue Planungskultur

Entwicklungstendenzen heutiger Städte

In der derzeitigen Situation des globalen Wandels treffen besonders 
im europäischen Kontext zwei Phänomene aufeinander, die anregen, 
über die Zukunft unserer Städte und die dazugehörigen Bezugsland-
schaften nachzudenken: die wachsenden und sich weiter verdich-
tenden Metropolregionen einerseits und schrumpfende, sich wan-
delnde Industrieregionen sowie ländliche Bereiche andererseits. 
Der urbane Transformationsprozess zeichnet sich somit durch die 
Gleichzeitigkeit und Nachbarschaft von Wachstums- und Schrump-
fungsprozessen aus. Unter diesen unterschiedlichen Tendenzen 
wandeln sich die Gegensätze von Stadt und Land zu gemischten 
Kontinua aus urbaner Agglomeration und freier Landschaft. Angren-
zend an die historisch gewachsenen Kernstädte entsteht ein Patch-
work aus Stadt- und Landschaftsfeldern – spätestens seit Sieverts 
als Zwischenstadt bekannt –, das immer mehr zu neuartigen urba-
nen Landschaften heranwächst. Eine solche Entwicklung von Städ-
ten und den dazugehörigen Bezugslandschaften stellt eine Tendenz 
dar, welche eine Grundsatzdiskussion im Umgang mit der Zukunft 
der Stadt fordert.

Welche Möglichkeit hat der Planer und Entwerfer, zu einer Qualifi-
zierung dieses Lebensraumes beizutragen? Neues zu bauen, einer 
übersiedelten Stadtlandschaft noch mehr Bauvolumen hinzuzufü-
gen? Noch mehr Lücken zu füllen? Gibt es wirklich noch dies große 
Bedürfnis, neue und bessere Häuser, Bürogebäude, Museen, Biblio-
theken oder gar Einkaufszentren und Industrieanlagen zu bauen?

Stadt und Freiraum / Andreas Kipar

Liegt die Möglichkeit, unsere Umgebung zu verbessern, nicht viel-
mehr und besonders in der Planung von FREI-RÄUMEN, von Grün- 
und Platzflächen, die sich zwischen und um die gebaute Welt ein-
fügen? Ist dies nicht eines der Hauptthemen, mit denen sich die 
Architektur der Zukunft beschäftigen sollte? Ist dies nicht genau 
das Merkmal, das in Zukunft die europäische Stadt von den anderen 
Städten der Welt differenzieren sollte?

Tatsache ist, dass aufgrund von ökonomischen und demografischen 
Entwicklungen die Unterschiede zwischen prosperierenden und 
schrumpfenden Bereichen immer deutlicher in Erscheinung treten 
werden.

Fakt ist es auch, dass die Stadt als komplexes Gebilde aus bebauten 
und nicht bebauten Strukturen sich zukünftig nicht mehr nur über das 
Bebaute definieren wird. Der Freiraum ist es, welcher die Stadt in ih-
rer Ausprägung, Erscheinung und als Konstrukt bestimmen wird.

Der Rückzug aus der Wachstumsgesellschaft und das Ende der klas-
sischen europäischen Industriegesellschaft erfordern innovative An-
passungsprozesse, um das Verhältnis von gebauter und kultivierter 
Landschaft neu zu gewichten. Landschaftsarchitekten nähren sich 
traditionell von den schönen Bildern der Gartenkunst, was vor allem 
in städtischen Parkanlagen und dem Stadtgrün im Allgemeinen zum 
Ausdruck kommt. Die Moderne als Zeitgeist des uneingeschränkten 
Wachstums hat sich mit ihrem Kulturkampf gegen die Natur an vie-
len Orten massive Denkmale gebaut. Die heute vielerorts gestellte 
Herausforderung aus “Stadt Landschaft machen” heißt daher Neu-
land zu betreten und sie nicht mehr im Gegensatz zur Stadt, sondern 
als lebensnotwendigen Bestandteil der Stadt einzubringen. 

Diese auch gesellschaftliche Herausforderung fragt dringend nach 
gezielten Kommunikationsstrategien, die sich vielschichtig, früh-
zeitig, orts- und projektspezifisch aufbauen. Dabei geht es in erster 
Linie auch darum, tragfähige Zukunftsaspekte einer breiten Bevöl-
kerungsschicht sowie der Politik und Verwaltung zu vermitteln. Tat-
sächlich entdecken immer mehr Regionen ihren Freiraum und ihre 
regionale Gartenkultur, entwickeln dabei Ansätze einer vernetzen-
den Betrachtung zwischen traditioneller Freiraumplanung und groß-
maßstäbiger Landesplanung und bilden somit Impulse für die städ-
tebauliche und wirtschaftliche Entwicklung einer gesamten Region.

Diese neu zu positionierende Landschaft ist auch Spiegel unserer 
Gesellschaft, der Menschen, die sie über Jahrhunderte mit ihren 
Aktivitäten geprägt haben und auch heute noch weiter prägen und 
sie damit ständigen Veränderungen aussetzen. Sei es die postin-
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trat, wurde mit Enthusiasmus begrüßt, gerade wegen seiner welt-
weiten Berühmtheit, die somit mit dem Thema verbunden wurde und 
den Bäumen in der Stadt zugute kam. Unter anderem wurden dabei 
Themen der Vielfalt und der Nachhaltigkeit wiederaufgenommen, 
wie das der „Città Invisibili“ von Italo Calvino. Die Tatsache, dass 
sich das ehrgeizige Ziel nun in den letzten Tagen etwas abschwäch-
te, kann nicht diejenigen entmutigen, die sich seit Jahren für ein 
grünes und nachhaltiges Mailand einsetzen.

„Habt Ehrfurcht vor dem Baum. Er ist ein einziges großes Wunder, 
und euren Vorfahren war er heilig.“ Alexander Freiherr von Humboldt

Wie in Italien die Initiative Green City Italia, so arbeitet in Deutschland 
die Stiftung „DIE GRÜNE STADT“, die sich für mehr Grün in Städten 
einsetzt. Ziel ist es, die Bedeutung von Grünanlagen in unterschied-
lichster Form bekannt zu machen. Es sind vor allem Wissensdefizite, 
wenn Verantwortliche in Städten und Kommunen, Politiker, Investo-
ren, aber auch Bürger sich nur bedingt für Grün engagieren. Denn 
die Vorteile für alle liegen auf der Hand und sind in verschiedensten 
wissenschaftlichen Untersuchungen belegt. Zum Beispiel führen 
kommunale Investitionen in Grün zu Einsparungen im Bereich Ge-
sundheit, da Grün zum einen zu sportlicher Betätigung animiert, zum 
anderen das Wohlbefinden verbessert, die Lebensqualität steigert 
und sich positiv auf das Klima in Städten auswirkt. Auch im Hinblick 
auf das Wassermanagement in Städten ist die Frei- und Grünflächen-
planung von zunehmender Bedeutung. So genannte „Starkregener-
eignisse“ können infolge des vielerorts hohen Versiegelungsgrades 
in Innenstädten nicht hinreichend abgeleitet werden. Grünflächen 
bieten hier Reserven, mit Dach- und Fassadenbegrünung stehen zu-
sätzliche Wasserspeicher zur Verfügung. Selbstredend, dass mehr 
Grünflächen und damit die kontrollierte Verdunstung von Oberflä-
chenwasser sich auf das Stadtklima auswirken: Eine höhere Luft-
feuchtigkeit und in Verbindung mit der Schattenwirkung insgesamt 
niedrigere Temperaturen im Sommer sind höchst angenehme Neben-
wirkungen einer intelligent begrünten Stadt. Dass inzwischen die 
Artenvielfalt von Pflanzen und Tieren in den Städten größer ist als in 
der freien Landschaft ist nicht nur Folge einer bestimmten Agrar- und 
Siedlungspolitik, sondern auch eine Herausforderung für Städte- und 
Grünplaner, die im Sinne der Erhaltung der Biodiversität gut beraten 
sind, mittelfristig ein Netz von Grünflächen zu entwickeln, das auch 
ökologischen Ansprüchen gerecht wird. Die Liste der Argumente für 
mehr und besseres Grün in Städten ist lang – sicher ist, dass es vor 
dem Hintergrund der demographischen Entwicklung in allen Ländern 
Europas in den kommenden zehn Jahren darum gehen wird, die Wei-
chen zu stellen für eine grüne Städteplanung im Wortsinne.

dustrielle Wildnis mit ihrem neoromantischen Eigenreiz oder das 
Wiederaufleben eines neuzeitlichen Gartendenkens, beides steht 
für eine sich immer stärker artikulierende Sehnsucht nach Natur und 
vor allem nach sinnlicher Erfahrung.

Neue Freiraumtypologien für die Stadt der Zukunft

Mit der Verknüpfung von gestalterischen, ökologischen und wirt-
schaftlichen Aspekten lassen sich neue Qualitäten und Charakte-
ristiken erzeugen, die sich in innovativen Freiraumtypologien wider-
spiegeln. Dabei geht es immer mehr um die Stadt, die sich einer 
anhaltenden Renaissance eindeutig zu Lasten der ländlichen Regio-
nen erfreut. In Europa leben schon heute bereits 80 % der Menschen 
in Städten, die sich mit dem Dilemma einer anhaltenden Nachver-
dichtung im Bestand bei gleichzeitiger Bewahrung und Profilierung 
bereits vorhandener Freiräume auseinandersetzen müssen. So ist 
die Frage nach mehr Grün in der Stadt längst nicht mehr eine deko-
rative. Sie hat sich aus den Zwängen einer gesetzlich verordneten 
Funktionalität zu einer Diskussion über Ökologie, Energieeffizienz, 
soziale Verantwortung und Lebensraumgestaltung sehr bürgernah 
weiterentwickelt. Die Frage nach der Grünen Stadt steigt proporti-
onal zu ihrer Beliebtheit, was viele Verwaltungen angesichts gerin-
ger wirtschaftlicher Ressourcen vor fast unlösbare Probleme stellt. 
Doch angesichts der sich immer deutlicher zeigenden Folgen des Kli-
mawandels wird das Grün und der damit verbundene Freiraum neue 
Wege und Gestaltungsformen finden. Egal ob die designten verti-
kalen Gärten des französischen Botanikers Patrick Blanc, die stei-
gende Nachfrage nach kühlenden Dachgärten, schattenspendende 
Bäume auf leer geräumten Stadtplätzen, temporäre Nutzungen im 
urbanen Freiraum, urbane Landwirtschaft oder die Umnutzung alter 
Industriegebiete zu neuen Lebensräumen, die das Bild der Stadt der 
Zukunft prägen. Es dreht sich immer mehr um Grün und öffentliche 
Freiräume, die sich offensiv in die Stadt drängen.

Green City Italia für ein immer grüner werdendes Mailand

Die hitzige Debatte, ausgelöst von der Forderung des Dirigenten 
Claudio Abbado, 90.000 Bäume für seine Rückkehr an die Mailänder 
Scala zu pflanzen, hat die Wichtigkeit der grünen Städte für die all-
gemeine Lebensqualität bekräftigt.

Seit geraumer Zeit fördern die europäischen Green Cities die Grün-
kultur im Rahmen von urbaner Politik und Umweltpolitik. Sie schär-
fen somit das Bewusstsein für „Grün“ bei der Bevölkerung, wobei 
das Thema der Nachhaltigkeit immer wichtiger wird.

Dass Renzo Piano an der Seite des Meisters Abbado in Erscheinung 
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wie neue grüne Adern, hinaus ins Umland, bis sie auf einen grünen 
Ring stoßen, der sich aus bereits bestehenden Grünflächen, wie die 
des 600 ha großen Nordparks Mailands (Parco Nord) und zukünfti-
gen potentiellen Projekten zusammensetzt. Der grüne Ring wird in 
Zukunft von einem Fuß- und Radweg in einer Gesamtlänge von etwa 
72 Kilometern begleitet. Das Freiraumsystem verbindet und reakti-
viert ungenutzte und nur wenig bekannte Freiraumkleinode entlang 
der Strahlen sowie großräumige, städtebaulich bereits entwickelte 
Flächen wie die verlassenen Produktionsstätten von Alfa Romeo, 
Pirelli, Maserati und Fiat.

01_Das Rückgrat 
Die Trasse, die der Raggio Verde durchläuft

02_Der Einflussbereich 
Der Einflussbereich des RV ist 300m breit  
(angepasst an den jeweiligen urbanen Kontext)

03_Die Seitenarme 
Die Seitenarme stellen den sekundären Bereich  
des RV dar.

04_Integration der Freiräume 
Verläuft der RV in der Nähe eines Freiraums, oder eines  
Brennpunktes, verlässt dieser seinen Aktionsraum und 
interagiert mit der umliegenden Fläche.

Smarter Urbanism, Smart Cities

Nicht nur immer grüner, auch immer smarter werden die Städte der 
Zukunft. Die energiepolitische EU-Initiative Smart City hat das Ziel,  
die Treibhausgase in 30 Städten um 40% mittels Maximierung der 
Energieeffizienz zu reduzieren. Der Plan beinhaltet insbesondere 
Maßnahmen auf den Gebieten der Planung, Umsetzung und dem 
Ressourcenmanagement. Hierbei soll der Ausbau und die Verbrei-
tung möglichst kostengünstiger kohlenstoffemissionsarmer Techno-
logien beschleunigt werden, um die bis 2020 oder 2050 gesteckten 
europäischen Ziele in Bezug auf die Bekämpfung des Klimawandels 
zu erreichen. Die jährlichen Investitionen im Bereich der Forschung 
und Entwicklung sollen von drei auf acht Milliarden Euro ansteigen. 
Die daraus entstehende Summe von ca. 50 Milliarden Euro Förder-
mitteln soll sowohl aus dem öffentlichen Sektor als auch aus priva-
ten Quellen bezogen werden. 

Neben der Zielsetzung, die städtischen Emissionen zu reduzieren, 
spielt die Verwertung der dennoch ausgestoßenen Treibhausgase 
eine entscheidende Rolle. So definieren sich aktuell viele Großstäd-
te wie Paris, London und Berlin über den European Green City Index, 
der ihre Leistungen hinsichtlich des Umwelt- und Klimaschutzes ana-
lysiert. Hier kommen die informellen Planungsmodelle zum Tragen, 
die den Freiraum als Voraussetzung zur Ausbildung einer Smart City 
mit den angesprochenen neuen Freiraumtypologien ausstatten. 

Raggi Verdi – Das Mailänder Strahlenmodell 

Ein Beispiel für ein solches Planungsmodell ist „Raggi Verde – das 
Mailänder Strahlenmodell für die Metropolenlandschaft: auf dem 
Weg zur grünen Expo 2015“.

Mailand ist im öffentlichen Bewusstsein nicht als grüne Stadt veran-
kert. Durch die geografische Lage, die industrielle Entwicklung und 
die postindustrielle Transformation existierte bis vor einigen Jah- 
ren keine klare Strategie zur Freiraumentwicklung, die auch im Stadt- 
gefüge ablesbar wäre und die über die Verwendung von Grün als blo-
ßes Dekorationselement hinausginge. Im Gegenteil, die Peripherie 
der Stadt dehnt sich immer weiter und nahezu unkontrolliert aus.

Bereits 2005 wurde zusammen mit der Gesellschaft Städtischer 
Interessen (Associazione Interessi Metropolitani) und unter Einbe-
ziehung der Bevölkerung das Mailänder Strahlenmodell entwickelt. 
In einem ersten Schritt wurden die bestehenden Freiräume erfasst, 
neu organisiert und mit städtebaulichen Großprojekten vernetzt. 

Acht Strahlen, von denen jeder einzelne einem bestimmten Stadtteil 
zugeordnet ist, haben die Stadtmitte als Ausgangspunkt und streben,  

Raggi Verdi – das Mailänder Strahlenmodell für die Metropolenlandschaft:  
auf dem Weg zur grünen Expo 2015 
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der territorialen Strahlen zielt darauf ab, das Verhältnis zwischen 
der Stadt Mailand und ihrem Umland zu relativieren und die lange 
Zeit als introvertiert bekannte Stadt in eine offene, mit dem Umland 
gut vernetzte, großräumige Metropole zu entwickeln.

Die Neuschaffung von Freiräumen wird 
im Zuge der Bewilligung von Bauvorha-
ben im Bereich der Grünen Strahlen durch 
die Stadt gefördert. Auf diese Weise  
wird durch die Nutzung von Public Pri-
vate Partnership-Projekten nicht nur für 
Investoren, sondern auch für die Be-
wohner ein nachhaltiger Wert erzeugt. 

Biodiversität: Sie ist ein Indikator 
der Umweltqualität. Nur das 
Grün kann die Feinstaubbildung 
vermindern, CO2 absorbieren und 
eine gesündere und vitalere Stadt 
garantieren.

Acht grüne Strahlen: Ein Netz aus 
grünen Fuß- und Radwegen von  
72 km legt sich über die städtische 
Struktur.

Wasser kommt in die Stadt:  
„Mailand am Wasser“ wird 
entdeckt, ein harmonisches Gefüge 
von Blau und Grün. Die Kanäle  
und Flüsse werden aufgewertet und 
den Bürgern zugänglich gemacht.

500 000 Bäume: sie werden benötigt, um die  
Lebensqualität innerhalb der Stadt zu erhöhen und bilden eine grünes Netz,  
das alle Freiflächen Mailands stärkt und verbindet.

Die territorialen Strahlen Entwicklungspole der „Raggi Verdi“

Der grüne Ring als Vermittler und Antriebswerk des andockenden 
Freiraumsystems lenkt die Strahlen weiter in Richtung der Vororte 
Mailands. Dort werden sie von acht Entwicklungspolen und suburba-
nen Parks aufgefangen, die die Strahlen wiederum aufteilen und auf 
die gesamte Region Mailands ausweiten. Dieses erweiterte Modell 
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Plädoyer / Fazit

Die Auseinandersetzungen in Stuttgart haben deutlich gemacht, dass 
eine Planungskultur, wie sie sich in den letzten Jahrzehnten darge-
stellt hat, nur durch eine Transformation zukunftsfähig werden kann. 
Dabei sollte es nicht darum gehen, Planungsarten und -methoden von 
Grund auf zu verändern, sondern durch eine Rahmengebung vorhan-
dene Potenziale zu bündeln und eine bessere Verknüpfung zwischen 
Planern und Adressaten zu schaffen. Gerade die formelle Planung 
trifft zunehmend auf Widerstand, da sie den Ruf eines starren, un-
durchsichtigen und schlecht kommunizierbaren Verfahrens hat. Daher 
sollten heute die Möglichkeiten ausgelotet werden, wie in Zukunft 
eine Zusammenspiel zwischen formellen und informellen Planungen 
funktionieren kann. 

Nachhaltig ausgerichtete Stadtentwicklung kann hier durch Grüne Leit- 
bilder eine neue Identifikationsstruktur erhalten, die ökologische und 
freiraumplanerische Aspekte vereint. Grüne Leitbilder haben einen 
kommunikativen Nutzen und unterstützen eine prozesshafte Entwick- 
lung, in dem sie dem Planungsgebiet durch Impulse die Chance geben,  
Entwicklungsmotor für seine Umgebung zu werden, ohne sich aufzu- 
zwängen. Eine neue Art von Freiraum entsteht. Hierbei gibt die Ver- 
marktung der Strategie den Anstoß zu Projekten und beinhaltet daher 
von Anfang an eine gesellschaftliche Strahlkraft und Präsenz. Durch 
eine vielschichtige und offensive Kommunikationsstrategie gelingt es, 
Bürger und relevante Träger der Stadtgesellschaft in den Stadtumbau-
prozess zu involvieren und ihnen Verantwortung zu übertragen. Nach 
Umfragen bei Bewohnern steht die Qualität einer Stadt in direktem 
Verhältnis zu der Qualität ihrer Grünflächen. Daher kommt der Land-
schaft in der Stadt in Zukunft hinsichtlich der urbanen Transformations- 
und Integrationsprozesse eine immer bedeutendere Rolle zu. 

Damit die urbane Transformation gut funktioniert, braucht es ein 
Medium oder ein Format der Moderation. Im Zeitalter der Moderne 
wurden die einzelnen Disziplinen sehr separat voneinander gesehen. 
Straßenbauer, Hausbauer, Gärtner waren klar separierte Disziplinen. 
In Zukunft ist ein konzeptionelles, interdisziplinäres Arbeiten auf allen 
Ebenen mit übergreifenden und überlappenden Funktionen unbeding-
te Voraussetzung. Es werden die Bereiche der Stadtplanung, Archi-
tektur und Freiraumplanung immer weiter miteinander verschmelzen. 

Das Verständnis, den Freiraum als Katalysator der Stadtentwicklung 
zu begreifen, wird immer notwendiger und selbstverständlicher: Der 
Freiraum ist das Bindeglied der Stadtentwicklung, ihre Visitenkarte 
und Bühne für einen neuen Lebensstil des Stadtbürgers.

Bilder: ©LAND MILANO

Veranstaltung am 03.05.2011 Stadt und Freiraum / Andreas Kipar

Freiraum schafft Stadtraum – Das Essener Strahlenmodell

Unter dem Motto „Freiraum schafft Stadtraum“ entwickelte und er-
probte auch die Stadt Essen seit 2005 ein gesamtstädtisches Kon-
zept zur Vernetzung und Entwicklung ihrer Grün- und Freiflächen-
strukturen. Vor dem Hintergrund aktueller und sich für die Zukunft 
abzeichnender demografischer, gesellschaftlicher und wirtschaftli-
cher Veränderungen formulierte die Stadt ihre Stadtentwicklungs-
perspektiven neu. So wie in vielen anderen deutschen Städten ist 
man auf der Suche nach neuen Modellen einer nachhaltigen, zu-
künftigen Stadtentwicklung, ohne den Wachstumsdruck früherer 
Jahre zu haben. Stattdessen steht nun der Wandel im Zentrum der 
Planungen. 

Unter der Prämisse “Neue Wege zum Wasser” wurden die vorhan-
denen innerstädtischen Fließgewässer als ideelle Leitlinien zugrun-
de gelegt. Entlang dieser Leitlinien wurden durch einfache Maß-
nahmen und die Schaffung neuer Sichtbeziehungen neue Freiräume 
geschaffen. 

Die Anbindung der neuen Freiräume an das Umfeld und deren „In-
szenierung“ hat den Planungsprozess in das öffentliche Bewusst-
sein gerückt. Aufgrund 
seiner Akteursorientie-
rung und seines neuen 
stadträumlich-strategi-
schen Ansatzes hat das 
Projekt dem gesamten 
Stadtgefüge neue Im-
pulse gegeben und 
wurde so zu einem Ent-
wicklungsmotor sowohl 
für Essen als auch für 
die gesamte Region. 
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Diskussion

Dr. Sabine Knierbein
Dr. (I) Andreas Kipar

Im Anschluss an die Referate bestand die Möglichkeit, beide Refe-
renten zu Einzelaspekten zu befragen und ihre Einschätzungen zu-
spitzen zu lassen. Dies erfolgte zunächst auf dem Podium durch den 
Moderator Prof. Urs Kohlbrenner, danach durch das Publikum. 

Urs Kohlbrenner fragte beide Referenten, ob „starke Konzepte“  
alleine wohl ausreichen, um zu überzeugen.

Dr. Sabine Knierbein betonte, dass es zwischen prozesshaftem Pla-
nungsprozess und der Entwicklung kreativer Projekte als Ausgangs-
punkt für die Entwicklung keine Widersprüche gäbe. Beides sei nö-
tig – die neuen, guten Ideen genauso wie die kritische Diskussion 
und Reflexion in einem Planungsprozess.

Nicht alles, was als experimentell oder temporär daher käme, ist 
langfristig tragfähig oder sollte verstetigt werden. Es bedarf also 
der Überprüfung der kreativen Projekte und der Verschachtelung von  
Prozessen und Konzepten.

Veranstaltung am 03.05.2011

Dr. Andreas Kipar betonte, dass das „starke Konzept“ kreative  
Elemente enthalte, eigene Ideen des Entwerfers. Er sieht diese  
Ideen aber stets als Ergebnis des intensiven Zuhörens und des  
Dialoges – auch nicht nur mit den Experten oder Politikern, sondern 
mit den Menschen vor Ort. Dann können derartig „starke Projekte“, 
auch wenn sie sich eines „Vordenkers“, etwa in Form eines Archi-
tekten oder Stadtplaners bedienen, demokratische Legitimation 
erlangen. 

Dr. Andreas Kipar beklagte, dass wir in Deutschland diesen dialo-
gischen Prozess zu wenig gelernt haben. Und wenn eine Idee akzep- 
tiert sei, würde sie instrumentalisiert, in Vorschriften und Program-
me gegossen, um sie umzusetzen. Das hindert dann die kreative 
Weiter- oder Neuentwicklung, lässt uns bestehende Ziele noch 
verfolgen, wenn es schon längst kein Geld mehr gibt und eigentlich 
schon neue Aufgaben bestehen.

Moderator Urs Kohlbrenner bittet darum, einen Ausblick in die Zu-
kunft zu wagen. Welche Folgen könnte die von Dr. Sabine Knier-
bein am Beispiel der Werbung im öffentlichen Raum dargestellte 
Privatisierung noch haben? Dr. Sabine Knierbein bemerkte in diesem 
Zusammenhang zwei Gesichtspunkte, die es zu bedenken gäbe:

–	 Die private, wirtschaftliche Nutzung des öffentlichen Raumes sei 
kein neues Phänomen. Wichtig sei, dass die Öffentliche Hand sie 
so zu steuern wisse, dass die privaten nicht die öffentlichen Inte-
ressen dominieren können.

–	 In der Gemengelage von öffentlich-privaten Vereinbarungen geht 
oft die Transparenz verloren. Außenstehende bzw. die Öffentlich-
keit wissen oft nicht mehr, wer für was verantwortlich sei, wie 
Entscheidungen zustande kämen. Transparenz sei also ein abso-
lutes Muss.

Dr. Andreas Kipar betonte zwei andere Aspekte: 

–	 Planung muss sich Zeit nehmen, vor allem für das Gespräch im 
Vorfeld.

–	 Projekte benötigen den Konsens, bevor sie aus dem Stadium der 
informellen Planung in das Formelle wechseln.

Welcher Prozess der richtige Weg zum Konsens ist, ist zu ermitteln. 
Die Projektidee kann dabei helfen. Aus der Dialektik von Prozessen 
und Projekten / Produkten ergibt sich zugleich die Feststellung, dass 
der Prozess oft den richtigen Ort für das Projekt ermittelt. Im Übri-
gen sollten die Rahmenbedingungen nicht aus dem Blick verloren 
werden. Oft genug werden Probleme / Ausgangsbedingungen viel zu 
wenig hinterfragt. 

Stadt und Freiraum / Diskussion
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Aus dem Publikum wird beklagt, dass Stuttgart in Bezug auf das 
Denken in offenen experimentellen Projekten noch Nachholbedarf 
habe. So wurde die Anregung, im Kontext zu Stuttgart 21 eine inter-
nationale Bauausstellung zu wagen, mit dem Vorschlag einer Fläche 
von 6 ha abgespeist. 

Dr. Andreas Kipar machte dennoch Hoffnung, die Diskussionen zu 
Stuttgart 21 und die Wahl hätten einiges bewegt. Nun bestände die 
Chance, aus dem „Stuttgart Syndrom“ (so eine italienische Zeitung) 
etwas zu machen. Natürlich müsse dies im offenen Dialog und unab-
hängig von Konzerninteressen erfolgen, und es dürfe nicht die eine 
Hast durch die nächste abgelöst werden. Es soll in Ruhe reflektiert 
und eine Auszeit genommen werden. 

Dr. Sabine Knierbein betonte, dass jetzt, wo die internationale  
„aufmerksamkeitsökonomische Wirksamkeit“ gegeben wäre, auch 
außergewöhnliche Gedanken zum Tragen kommen könnten.

Das Besondere von Stuttgart 21 – deswegen würde es uns so bewe-
gen – sei der Protest der Bürger gegen Stadtentwicklungsplanung, 
nicht gegen Jobabbau, Veränderungen im Gesundheitswesen oder 
andere gesellschaftliche Anliegen. 

Urs Kohlbrenner dankte sowohl den beiden Referenten wie auch 
dem Publikum für den engagierten Abend. Seine Zusammenfassung 
betraf diesmal nicht nur den heutigen Abend, sondern auch einen 
Rückblick auf die vergangenen drei Veranstaltungen.

Für den heutigen Abend schienen ihm folgende Aspekte besonders 
festhaltenswert:

1.	Das Ziel der sozialen Kohäsion, d. h. die Integration möglichst vie-
ler gesellschaftlicher Belange in einem Projekt und der Standort-
wettbewerb ständen oft genug im Wettstreit miteinander. Hier 
müssten die Interessen ausbalanciert werden, Grundlage dafür 
sei Transparenz.

2.	Der öffentliche Raum kennt viele Akteure und Gestaltende. Die 
Stadt sei der Ort für den Raum, die Landschaft böte den Raum für 
die Schaffung von Orten. 

3.	Planung braucht Zeit, müsse unverkrampft erfolgen. Der Übergang  
von der informellen Konzeption zu formellen Projekten müsse mit 
Bedacht gewählt werden, um den Projekten zugleich die Mitwir-
kungsmöglichkeiten und die Legitimation zu sichern. 

Im Rückblick der drei vergangenen Veranstaltungen stellte er fest:

1.	Die Politik müsse die Ziele klar formulieren. 
2.	Die Fachleute – die Planer – müssten für die Ziele Lösungen ent-

Veranstaltung am 03.05.2011

wickeln und dabei Kreativität ebenso wie Transparenz walten 
lassen. Interdisziplinarität in der Erarbeitung der Ergebnisse sei 
heute ein „Muss“.

3.	Stadtentwicklungspolitische Ziele würden nicht alle zufrieden-
stellen können. Ziele und die aus ihnen abgeleiteten Lösungen 
müssen den Konsens versuchen. Wo es Eingriffe gäbe, seien Er- 
satz bzw. Ausgleiche erforderlich. Dies müsse transparent ge-
macht werden. Die Suche nach dem Konsens dürfe auch nicht zur 
Handlungsunfähigkeit führen. Der Bürger solle in diesem Prozess 
die Rolle des Mutbürgers, aber nicht des Wutbürgers überneh-
men.

4.	Wichtige Themen der Reihe waren:
	 –	 die Partizipationskultur verbessern (alle Veranstaltungen),
	 –	 die Entwicklung von Mobilität und Energieeffizienz nach-

haltiger als bisher gestalten, dabei vom Bestand ausgehen  
(2. Veranstaltung),

	 –	 unterschiedliche Formen von Wohnbedürfnissen und wirt-
schaftliche Möglichkeiten berücksichtigen. Fläche sparsam 
entwickeln, über neue Eigentumsformen nachdenken  
(3. Veranstaltung),

	 –	 Freiraum und öffentlichen Raum mit hohem Anspruch für alle, 
also mit einer hohen Baukultur entwickeln (4. Veranstaltung).

Mit diesen Themen befinde sich die Diskussion von Planern und Ar-
chitekten auf der Höhe der Zeit – die Koalitionsvereinbarungen von 
Grünen und SPD in Baden-Württemberg würde genau diese Ziele 
verfolgen. Die Veranstaltungen in den Räumen der Architektenkam-
mer hätten die Verhandlungen offenbar öfter inspiriert. 

Abschließend dankte Dipl.-Ing. Wolfgang Riehle, Präsident der Archi-
tektenkammer Baden-Württemberg, allen Beteiligten der Veranstal-
tungsreihe, dem Publikum, den Politikern, den Referenten und den 
vielen Mitarbeitern hinter den Kulissen. Die Reihe hätte gezeigt: 
Aller guten Dinge seien nicht drei sondern vier!

Stadt und Freiraum / Diskussion
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linien gegossen. Eine Weiterentwicklung/Anpassung dauert dann 
sehr lange. (Kipar, 03.05.2011)

„Starke Konzepte“ als Idee für eine Diskussion bedürfen des Dialogs 
im Vorfeld, des Spürens, was die Menschen vor Ort wollen. 
(Kipar, 03.05.2011)

Die Suche nach Konsens muss dennoch die Planer handlungsfähig 
halten. (Kohlbrenner, 03.05.2011)

Neue Aufgaben und Herausforderungen:

Verfügbarkeit über das Eigentum ist die strategische Entwicklung 
für das Handeln. (Schaap, Wetzig, Epple 14.02.2011 und 18.04.2011)

Es gilt, am Bestand anzusetzen, der auch für Zukunftsfragen viele  
überlegenswerte Ansätze bereit hält. 
(Auer und Kohlbrenner, 11.04.2011)

Der ganzheitliche Ansatz ist wichtig, um der vorurteilsfreien Frage 
nach dem geeignetsten Medium, über den Mut zum Experiment bis 
hin zur transparenten Darstellung von Zahlen, Planungen und der Be-
rücksichtigung der Finanzierungsmöglichkeiten nachzugehen. 
(Topp, 11.04.2011)

Über neue Eigentumsformen ist nachzudenken, z.B. Erbbaurecht und 
Stiftungen, um auch nach dem Bau die weitere Entwicklung eines 
Quartiers stemmen zu können. (Epple, 18.04.2011)

Die Wirtschaftlichkeit zählt! (Epple 18.04.2011)

Die Qualität eines Projektes bemisst sich nicht danach, ob es groß 
oder klein ist. Für beides gibt es gelungene und weniger gelungene 
Beispiele. Die gründliche Analyse, die Formulierung einer „Befriedi-
gungsidee“, die Beteiligung und die Sicherstellung der Nachhaltig-
keit sind wichtig. (Epple und Zander, 18.04.2011)

Prof. Urs Kohlbrenner 
TU Berlin  /  Planergemeinschaft Dubach, Kohlbrenner, Berlin

Stuttgart Z 21 – zur Diskussion 

Wichtige Ziele in Stichworten

Zu klären sind
–	 Rolle der Politik
–	 Rolle der Zivilgesellschaft
–	 Rolle der wirtschaftlichen Akteure
–	 Beteiligungskultur: Jede Stadt muss eigene Strategien  

entwickeln und Aufgaben spezifisch klar formulieren, z.B. bei 
Information, Diskussion, Mitwirkung, Entscheidung …

Wichtige Äußerungen in Stichworten

Beteiligung:

Die Planer müssen die Haltung annehmen, dass es Spaß macht, mit 
den Bürgern zu arbeiten. (Wetzig, 14.02.2011)

Stadt ist keine Harmonieveranstaltung, es bedarf einer klaren Hal-
tung der Planer. Vor- und Nachteile müssen transparent werden.
(Wetzig, 14.02.2011)

Hört auf die Bürger, aber bringt Ordnung in das Gehörte und kommt 
so zu einem Ergebnis. (Schaap, 14.02.2011)

Die Gemengelage von öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen er-
fordert hohe Transparenz, um am Ende zu erkennen, wer für was 
verantwortlich ist. Das ist Teil der demokratischen Legitimation. 
(Knierbein, 03.05.2011)

In Deutschland hat man zu wenig „dialogische Prozesse“ gelernt. 
Wenn etwas akzeptiert wird, wird es in starre Formen von Richt-

Z  21 zur Diskussion / ModeratorVeranstaltungsreihe Z 21
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Stuttgart Z 21 –  
Was heißt das für Stuttgarts Stadtentwicklung konkret?

Aufzeigen von Verbesserungspotenzialen, z.B.

–	 Neue Themen
–	 Neue Wege
–	 Neue Lösungen (Experimente)
–	 Fortführung des fachlichen Austausches, dadurch
–	 Zurückgewinnung von Vertrauen bei den Bürgern und
–	 Hineintragen der Ergebnisse in die Politik

Wichtige Fragen in Stichworten

–	 Wie wird vermieden, dass sich nicht nur die lautstarken und 
wirtschaftlich stärkeren Gruppen mit ihren Belangen Gehör 
verschaffen?

–	 Wie kann Öffentlichkeit schon in der Startphase dazu gebracht 
werden, eigene Ideen und Meinungen frühzeitig einzubringen, 
damit nicht nur über das „Wie“ sondern schon über das „Ob“ 
eines Projektes offen diskutiert werden kann?

–	 Wie können formalisierte Prozesse, z.B. in Bebauungsplan- 
verfahren, bürgernäher gestaltet werden?

–	 Wie lassen sich Verfahrensabläufe beschleunigen, ohne auf 
wichtige Partizipationsschritte zu verzichten?

–	 Wo sind im repräsentativen System die Grenzen der Beteiligung 
erreicht? 

–	 Wie kann zu Entscheidungen Konsens, zumindest aber Akzeptanz 
hergestellt werden?

–	 Machen alte Denk- und Handlungsmuster, Erfahrungen und 
bewährte Instrumente die Entwicklung blind für die Entwicklung 
neuer Strategien oder wie können bewährte Strategien weiter-
genutzt und weiterentwickelt werden?

–	 Wie und unter welchen Voraussetzungen ist integrierte Entwick-
lung umsetzbar?

Z  21 zur Diskussion / ModeratorVeranstaltungsreihe Z 21
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skizzierte eindrucksvoll anhand einer  
seiner Kernthesen, „es kommt auf die 
Integration der Verkehrsmittel an, wir 
dürfen uns keine isolierte Betrachtung 
wie in der Vergangenheit mehr leisten“, 
einen multimodalen Verkehrsverbund, 

in dem Muskelkraftmobilität über Elektromobilität im ÖPNV bis hin 
zum Individualverkehr lückenlos ineinandergreifen. 

Thomas Auer (Geschäftsführer Trans- 
solar Energietechnik GmbH) mahnte  
in seinem Beitrag „Anforderungen an  
eine nachhaltige Stadtentwicklung“ 
die Umsetzung realisierbarer, kurzfris-
tiger Ziele an. Eine Lösung aus einem 

Guss sei nicht zu erwarten und daher unrealistisch. Die Zukunft wird 
städtisch sein, so seine Kernaussage; Nutzungsmischung, Dichte 
und intelligente Gebäude und Versorgungsnetze seien wichtiger als 
die energetische Optimierung einzelner Bautypen. 

Der dritte Abend thematisierte die Un-
terschiede – aber auch Gemeinsam- 
keiten – der Akteure im Wohnungsbau 
bis hin zur konkreten, gut gestalteten 
Wohnarchitektur. Sascha Zander von 
zanderroth architekten, Berlin, stellte 

anhand von eigenen Baugruppen- und Bauträgerprojekten die Zu-
sammenarbeit seines Büros mit ganz unterschiedlichen Auftragge-
bern vor. Seiner Meinung nach sollte der Architekt immer, auch bei 
Partizipationsprojekten wie privaten Baugemeinschaften, die Hoheit 
über die äußere Erscheinung des Hauses behalten, denn „in Fragen 
der Gestaltung führt Partizipation häufig zu Gebäuden des kleinsten 
gemeinsamen Nenners“. 

Andreas Epple von Epple Projekt 
GmbH erläuterte anhand des kauf-
männischen Dreisatzes das Verhältnis 
zwischen Investition, Rentabilität und 
nachhaltigem Wirtschaften. Insbe-
sondere stellten nachhaltige Maß-

nahmen eine Belastung der Rendite im Anfangszeitpunkt dar. Er ver-
wies darauf, dass das übliche wirtschaftliche System Fehlanreize 
weg von einer Nachhaltigkeit der Bebauung setze. Dabei sei, sinnge-
mäß, ohne nachhaltiges Wirtschaften nichts von Bestand, so Epple. 
Aus dieser Erkenntnis ableitend formulierte er einen Lösungsansatz 

Prof. Leonhard Schenk / Prof. Tobias Wallisser

Ein persönlicher Rückblick

Vier Abende sind sicher zu wenig, um ein so komplexes Thema wie 
zukunftsfähige Stadtentwicklung zu diskutieren, insbesondere wenn 
jeder Themenkomplex nur einen Abend lang im Mittelpunkt stehen 
kann. Entsprechend blieben einige Fragen offen – Vieles, was uns 
derzeit „21-bewegt“ bewegt, wurde aber von den Referenten direkt 
und manchmal auch indirekt beantwortet.

Rückblickend waren für uns jene Momente besonders spannend, in 
denen die Zusammenhänge zwischen dem, was wir als qualitätsvoll 
(aber gegeben) empfinden und den letztlich dazu führenden Entwick-
lungen deutlich wurden. 

Der erste Abend stand bewusst unter 
dem Motto „von Projekten lernen“: So 
stellte Ton Schaap (Stadtplanungs-
amt Amsterdam) in seinem Beitrag 
„Amsterdam und die Amsterdamer. 
Von Menschen und Projekten“ klar, 

dass das Amsterdam, wie wir es heute kennen und als Touristen 
und Fachleute bewundern, zu allen Zeiten zwischen Staat, Stadt 
und Bürgern immer wieder neu ausgehandelt wurde. Anhand seiner 
Kernaussage „Stadtplanung ist immer auch strategischer Opportu-
nismus“ zeigte Schaap, wie die Stadtplanung im Auftrag der Bürger 
selbst- und fremdverschuldete Missstände zu einem Vorteil für die 
Stadtgesellschaft erfolgreich umwandeln konnte.

Der zweite Referent des ersten 
Abends, der Ulmer Baubürgermeis-
ter Alexander Wetzig, erläuterte an- 
hand der vielfach prämierten bauli-
chen und verkehrlichen Neuordnung 
der Neuen Straße in Ulm, wie das allzu 

lang praktizierte top-down-Prinzip in der Stadtplanung versagte und 
erst ein langjähriger Diskurs mit der Bürgerschaft zum Erfolg führte. 
Seine Kernaussage lautete daher: „Zu Beginn eines Planungsprozes-
ses müssen immer erst die Ziele mit den Bürgern diskutiert werden 
und nicht die Lösungen“. Statt Planungstechnokratie ist demnach 
Planungsdialog gefragt. 

Aktuellen Entwicklungen in der Verkehrsplanung und Konzepten 
für eine nachhaltige Stadtentwicklung wollten wir in der zweiten 
Veranstaltung nachspüren. Prof. Dr. Topp von der TU Kaiserslautern 

Persönlicher Rückblick / KuratorenVeranstaltungsreihe Z 21
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• Thomas Auer wies darauf hin, dass Stuttgart ungeachtet aller 
staatlichen und städtischen Programme und Bekenntnisse bereits 
heute schon über ein nachhaltiges, „grünes“ Modellquartier verfügt, 
nämlich den Stuttgarter Westen. Künftige Stadtplanungen müssten 
sich an den Qualitäten dieses Quartiers orientieren. Vorhanden sei-
en hier schon die optimale städtische Dichte und die Mischung der 
Nutzungen und Funktionen. Was bauzeitbedingt fehle, sei eine intel-
ligente Versorgung mit Wärme und eine intelligente Vernetzung der 
Nutzungsprofile in Bezug auf energetische Effizienz.

• Dr. Sabine Knierbein konfrontierte das Publikum in ihrem Vortrag 
mit einer in Fachkreisen bislang wenig diskutierten Entwicklung, 
nämlich mit der stetig wachsenden Wertschöpfung im öffentlichen 
Raum durch Firmen der „Aufmerksamkeitsökonomie“, der Werbe- 
bzw. Eventbranche. Meist gehe es hierbei um Kompensationsge-
schäfte, in denen nicht länger finanzierbar scheinende städtische 
Aufgaben, wie z.B. die Bereitstellung von öffentlichen Toilettenan-
lagen, an die Vermarktung großer Werbeflächen gekoppelt werden 
– und das nicht nur am einem Standort, sondern in der ganzen Stadt 
und nach Möglichkeit in ganz vielen Städten gleichzeitig. Das Resul-
tat sei quasi eine Monopolisierung von Dienstleistungen im öffent-
lichen Raum, ohne dass ein nennenswerter Teil der Wertschöpfung 
wieder an die Kommune zurückfließen würde.

• Für große Überraschung sorgte Andreas Epple mit seinem Lö-
sungsansatz für die Entwicklung künftiger Stuttgarter Stadtquar-
tiere. Ausgehend von seinem Dreisatz zwischen Investition, Ren-
tabilität und nachhaltigem Wirtschaften schlug Epple vor, die zur 
Bebauung stehenden Grundstücke im Rosensteinviertel in Erbpacht 
zu vergeben. Diese Aufgabe könnte die von Heiner Geisler während 
der Schlichtungsgespräche zu Stuttgart 21 ins Spiel gebrachte Stif-
tung übernehmen. Damit wäre es möglich, das Quartier nicht nur 
anfangs, sondern dauerhaft über den gesamten Lebenszyklus zu 
steuern und die Grundstücksspekulation zu verhindern. Gleichzeitig 
hätte die Stadt dauerhafte und somit nachhaltige Einnahmen aus 
den Erbpachtzinsen, die man zusätzlich nach sozialen Kriterien staf-
feln könnte.

Die den Impulsreferaten folgenden Podiums- und Publikums- 
diskussionen wurden von dem Berliner Stadtplaner Prof. Urs Kohl-
brenner souverän, fachkundig und mit  
viel Humor geleitet. Die Zusammen-
fassungen der Diskussionsrunden zu  
allen vier Veranstaltungen sind je-
weils im Anschluss an die Beiträge der  
Referenten nachzulesen.

für die Entwicklung künftiger Stuttgarter Stadtquartiere. Doch dazu 
später mehr. 

Die Impulsreferate des vierten und 
letzten Abends behandelten die Fra-
gen, was heute öffentlicher Raum ist, 
wer öffentliche Räume be- und aus- 
nutzt und wie grüne Infrastrukturen 
künftig in die Wertebilanzen der Städ-

te einfließen werden. Dr. Sabine Knierbein vom interdisziplinären 
Arbeitsbereich Stadtkultur und öffentlicher Raum der TU Wien the-
matisierte, wie der öffentliche Raum von verschiedenen Disziplinen 
ganz unterschiedlich und mancherorts gemäß gewisser Ressortlogi-
ken fragmentiert und filetiert betrachtet wird. Dabei seien öffentli-
che Räume in zahlreichen europäischen Metropolen wie Barcelona, 
Lyon, Kopenhagen, Berlin – und kürzlich auch in Wien – zu „Schlüs-
selthemen einer prononcierten Stadtentwicklungspolitik erkoren 
worden, um das Spannungsfeld zwischen ganz unterschiedlichen 
Politikzielen – dem sozialen Zusammenhalt auf der Mikroebene und 
wirtschaftlicher Behauptungsfähigkeit eines städtischen Standor-
tes auf der Makroebene – zu bewältigen “. 

Der international tätige Landschafts-
architekt Dr. Andreas Kipar beschrieb 
angesichts einer prognostizierten neu-
en Verdichtungsphase in Europa die 
Realisierung eines rund 600 ha großen 
Landschaftsparks inmitten der unter 

hohem Siedlungsdruck stehenden Region Mailand als einen ökolo-
gisch und psychologisch notwendigen und inspirierenden „Raum der 
Leere“. In Mailand liegt die Siedlungsdichte mit rund 9.000 Einwoh-
ner/km² rund 4,5-fach so hoch wie z.B. in Berlin. Bei einem weiteren 
Projekt in Mailand konnten durch 100 Hektar Parkfläche direkt rund 
400 Hektar an neuer Siedlungsfläche stimuliert werden. „Das ist eine 
Bank, die Dividenden abwirft“, so Kipar. 

Besondere Aufmerksamkeit erfuhren die Referenten, die mit ihren 
Ausführungen und Überlegungen neue Aspekte oder ungewohnte 
Herangehensweisen vorstellten: 

• Von einem regelrechten Umdenkprozess in der Verkehrsplanung 
berichtete Prof. Dr. Topp: Straßenräume werden heute nicht mehr 
ausschließlich von der Optimierung des Autoverkehrs her gedacht, 
sondern von den Rändern, von den Fuß- und Radwegen aus nach 
innen konzipiert. Erst wenn diese Bereiche definiert sind, ergibt sich 
die städtebaulich mögliche Breite der Fahrbahn.

Persönlicher Rückblick / KuratorenVeranstaltungsreihe Z 21
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Aber auch Fragen zum Ziel einer integrierten Entwicklung und zu den 
dafür zu schaffenden notwendigen Voraussetzungen auf instituti-
oneller, finanzieller, prozessualer und fachlicher Ebene sind aktuell 
zu klären. Neben diesen allgemein-fachlichen Fragen stellt sich die 
konkrete Frage, ob die Reihe Z 21 Impulse und Anregungen für die 
weitere Planungsdiskussion zum Projekt Stuttgart 21 und Stuttgarts 
Stadtentwicklung geben konnte. 

Die folgenden Vorschläge sind auf Basis der Referate und Diskussi-
onsrunden aller Abende entstanden:

1.  Schaffung von Denkräumen

1.1  Der Blick von Außen
Die Diskussionsrunden haben gezeigt, dass ein Blick von außen zu 
einer Entkrampfung der Diskussionen beitragen kann und den Blick 
für Lösungsmöglichkeiten erweitert. Fachwissen aus einem anderen 
Kontext erlaubt die Möglichkeit zur Abstraktion einer vergleichen-
den Betrachtung und die notwendige Distanz dafür. Für die Stadt 
Stuttgart wäre ein mit externen Mitgliedern zu besetzender Gestal-
tungsbeirat die Möglichkeit, regelmäßig die Probleme vor Ort durch 
einen Spiegel von außen zu betrachten.

1.2  Beteiligung der Planer und Hochschulen
Stuttgart ist eine Architektenstadt und hat innerhalb von Stadt und 
Region gleich mehrere Hochschulen, an denen Architektur, Stadtpla-
nung und Landschaftsplanung gelehrt wird. Das Interesse am aktu-
ellen Planungsgeschehen in der Stadt ist groß. Die Hochschulen und 
die gesamte Planerschaft sind als Ideengeber und Diskussionspart-
ner eine große Ressource der Stadt, die viel stärker von der Seite 
der Verantwortlichen genutzt werden sollte.

2.  Für das Projekt Stuttgart 21 haben sich durch die Reihe 
folgende Anstöße ergeben:

2.1  Eigentumsformen
Über neue Eigentumsformen ist nachzudenken, um für die Qualität 
der Bebauung einerseits und für die Erschwinglichkeit von Wohn-
raum für breite Bevölkerungsschichten anderseits neue Möglichkei-
ten zu schaffen. Neben der bei der Schlichtungsrunde zu Stuttgart 
21 von Heiner Geisler angeregten Stiftung wurde die Vergabe von 
Grundstücken in Erbpacht angeregt. So könnten neue Stadtquar-
tiere nicht nur anfangs, sondern dauerhaft über den gesamten Le-
benszyklus gesteuert und der finanzielle Druck bei der Entwicklung 
von städtischen Grundstücken begrenzt werden. In Amsterdam wird 
dieses Prinzip seit vielen Jahren erfolgreich angewendet.

Prof. Leonhard Schenk / Prof. Tobias Wallisser

Z  21 Fazit

Was bleibt am Ende nach vier sehr gut besuchten Veranstaltungen, 
vier Abenden mit informativen Referenten zu wichtigen Themen der 
Stadtentwicklung, vier Diskussionen mit teilweise intensiver, enga-
gierter Beteiligung der Besucher?

Es ist nicht verwunderlich, dass das Thema der Partizipation sich als 
roter Faden durch alle Veranstaltungen und die anschließenden Dis-
kussionen zog. Auch die sogenannten „neuen Herausforderungen“ 
wie der Klimawandel, der demografische Wandel, wirtschaftliche, 
gesellschaftliche und technische Veränderungen standen immer 
wieder im Mittelpunkt der Diskussionen, da sie alte Gewissheiten 
zunehmend in Frage stellen. Die Reihe konnte auf unterschiedlichen 
Ebenen die daraus für die unterschiedlichen Planungsdisziplinen re-
sultierenden Themenfelder verdeutlichen. 

Zunächst gilt es, sich mit einer Reihe Fragen zum Thema Stadtpla-
nungsprozess auseinanderzusetzen:

–	 Müssen wir alte Denk- und Handlungsmuster über Bord werfen? 
Können wir es uns leisten, alle – auch bewährte – Erfahrungen 
und Instrumente gleich aufzugeben? 

–	 Wo liegen die Gefahren eines aktionistischen Handelns? 
–	 Durchschauen wir die Prozesse, die die neuen Herausforderungen 

auslösen? 
–	 Wo sind Anknüpfungspunkte, bewährte Strategien weiter zu nut-

zen oder weiter zu entwickeln?
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2.2  Bahnhof
Mobilität sollte heute in einem größeren Maßstab betrachtet wer-
den und unterschiedliche Verkehrssysteme umfassen. Ein Bahnhof 
stellt einen wichtigen Knotenpunkt eines multimodalen Verkehrs-
systems dar, an dem das Umsteigen so komfortabel wie möglich 
erfolgen sollte. Für Stuttgart stellt sich die Frage, wieso weder der 
Zentrale Omnibusbahnhof noch Bereiche für Car Sharing und andere 
moderne Verkehrsmittel integraler Bestandteil der Bahnhofspla-
nung sind.

2.3  Ziele formulieren
Eine Stadtentwicklung braucht klare Vorgaben aus der Politik, aber 
auch die Beteiligung der Bürger und Betroffenen. Zu Beginn eines 
Planungsprozesses müssen immer erst die Ziele mit den Bürgern 
diskutiert werden und nicht die Lösungen. Darauf aufbauend können 
innovative Lösungen für die neuen Aufgaben entstehen, die von der 
gesamten Stadtgesellschaft mitgetragen werden.

2.4  Ressourcenoptimierung
Für die Stadtentwicklung spielt der Faktor der Dichte und der Funkti-
onsmischung eine wichtige Rolle. Der Stuttgarter Westen könnte in 
Bezug auf beides Anstöße für die weitere Entwicklung des Bereichs 
hinter dem Bahnhof geben: kurze Wege, Durchlässigkeit der Block-
strukturen trotz hoher Dichte und die Kombination von Wohnen und 
Arbeiten führen zu einer optimalen Ausnutzung aller Ressourcen. Es 
gilt am Bestand anzusetzen, der auch für Zukunftsfragen viele über-
legenswerte Ansätze bereithält.

2.5  Verkehrsplanung
In Stuttgart kann man die Auswirkungen der Straßenplanung sehen, 
die ausgehend vom Automobil als Bemessungsgröße die Verkehrs-
wege entwickelt hat. Das Umdenken der Planung, Straßen nun von 
den Rändern her und unter Berücksichtigung aller Verkehrsteilneh-
mer zu denken, sollte nicht nur in den neuen Quartieren, sondern 
auch im Bestand angewandt werden.

Wie Professor Urs Kohlbrenner bei seinen Moderationen feststellte, 
ist Stuttgart derzeit nicht die Speerspitze der aktuellen Entwick-
lung, bietet aber großes Entwicklungspotenzial in Bezug auf neue 
Wege, neue Themen und neue Lösungen. Die Reihe hat dazu erste 
Anregungen gegeben. Wir brauchen in unserer Stadt nun aber die 
Fortführung des fachlichen Austausches, ein Hineintragen der Er-
gebnisse in die Politik und die Möglichkeit, als Fachleute Vertrauen 
bei den Bürgern zurückzugewinnen. Diese Publikation ist der erste 
Schritt dazu.


